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Unser Thema ist die Y-.ttU.*"+r&ngF"lt des deutschen Hochschulsystems im Vergleich zu
ausländischen Systemen sowie im -Hinblick auf einen globalen Wettbewerb im
Hochschulbereich. Ich werde im ersten Teil hierzu einige Bemerkungen machen und mich
dann im nxreilen Teil meiner Ausftihrungen der Frage zuwenden, wie sich die deutschen
Hochschulen - auch vor dem Hintergrund der Globalisierung in Wissenschaft und Wirt-
schaft - weiterentwickeln sollten.

1. Diagnosen und De{izite

In seinen,,Empfehlungen 
^1r 

Internationalisierung der Wissenschaftsbeziehungen" von 1992
stellte der Wissenschaftsrat fest:

Das Bildungs- und Hochschulsystem sowie das damit verbundene
Berechtigungswesen der Bundesrepublik Deutschland weichen von den Standards ab,

die die englischen bzur. anglo-amerikanischen, aber auch das französische
Bildungssystem etabliert haben und die in den mit ihqen historisch verbundenen
Schwellen- und Entwicklungsländern geltenfiOie eufnahme eines Studiums innerhalb
solcher weitgehend homogener Systeme erscheint daher vielfach als der
naheliegendere Weg. Im Vergleich mit diesen Systemen empfinden viele ausländische
Studenten das Studium an deutschen Universitäten als zu wenig strukturiert. Auch die
Länge der Studienzeiten an deutschen Universitäten wird von Studenten, die ein
Vollstudium anstreben, als Hemmnis empfunden. Als schwierig erweist sich zudem
die Frage der Anerkennung der Hochschulabschlüsse. (...)ltDies] führt dazt, daß die
Möglichkeit eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland auf viele ausländische
Studenten nur einen geringen Reiz ausübt; sie geben anderen Ländern und

,./Ausbildungssystemen den Vorzug. r

Diese flir das deutsche Hochschulsystem nicht gerade schmeichelhafte Diagnose hat nichts an
ihrer Aktualität verloren. Denn gerade in letzter Zeit ist wieder viel von der mangelnden
internationalen Attraltivität der deutschen Hochschulen die Rede. Anlaß hierftir ist nicht nur

I 
Wissenschaftsrat, Empfehhmgen zur Internationalisierung der Wissenschaftsbeziehungen, Köln 1992, S. 50.
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die sinkende oder stagnierende Zahl der ausläindischen Studierenden - insbesondere von
Studierenden aus den Ländern des asiatisch-pazifischen Raums - an unseren Hochschulen.

2. Quantitative Entwicklungslinien

Hierzu einige Trends und Zahlen:2

. Insgesamt studierten 1994 etvra 140.000 Ausläinder an deutschen Hochschulen; auf den
ersten Blick erscheint diese Zahl als recht hoch. Allerdings

o ist davon etwa die Hälfte den sog. Bildungsinkindern ntzsrechnen (Auslander, die ihre
Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland erworben haben); dies mag u.a. ftir
Studierende mit trirkischer Staatsangehorigkeit gelten (1975. 4.208; 1994'. 19.317).

o Die Zahl der Auslandsstudenten aus Asien ist zwar zwischen 1990 und 1994 von 30.000
auf 34.000 angestiegen (wobei jedoch deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen
Ländern bestehen. Thailand: 1975:267;1994'.24T; Korea: 1974: 614;1994. a.7a7));

o allerdings nimmt der Anteil der in Deutschland studierenden Studenten aus Asien
gegenüber dem Anteil der Studenten, die in andere Länder gehen, deutlich ab;

o Beispiel Indonesien 1975 studierten 3.324 Studenten aus Indonesien in Deutschland; 1994
nur noch 2.162; 1995 gingen noch ktrapp 50oÄ aller indonesischen Auslandsstudenten nach
Deutschland,lSoÄ in die USA; 1994 ist das Verhaltnis umgekehrt.

. Beispiel Japan: 1994 studierten 1.597 Japaner in Deutschland (1975. T.137); allerdings
studiert die Hälfte Musikwissenschaft; ktinftige Führungskrtifte in der Wirtschaft werden
dagegen in den USA ausgebildet.

Aufschlußreich in diesem Zusammenhang ist
Mobilitatsprogramme (Erasmus und Lingua II) und
Mitgliedstaaten (Graphik) :3

()

e,iL,..). ;c,rl1i' /

auch eine Betrachtung der EU-
der,,Mobilitatsbilanz" der einzelnen

Irland, Frankreich und Großbritannien sind demnach die Länder innerhalb der EU, die
deutlich mehr Studenten aus anderen Ländern aufnehmen, als sie selbst ins Ausland schicken.
Dies kann auch - aber nicht nur - als ein Indikator fiir die internationale Attraktivität oder
Wettbewerbsf?ihigkeit ihrer Hochschulsysteme und somit als Bestätigung der eingangs
zitierten Diagnose des Wissenschaftsrates gewertet werden. Am anderen Ende des Spektrums
befinden sich Italien, Griechenland, Portugal, Schweden und Deutschland als Länder mit
einer negativen,,Mobilitätsbilanz"

2 Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Grund- und Strukturdaten
1996197, Borm 1996.

' Dant ausführlicher Leo C.J. Goedegebuure, Sandra de Lange, Peter A.M. Massen, ,,The Buropean
Dimension in Higher Education. Some Costs and Benefits", Vorfag im Rahmen der internationalen Konferenz
,,The Relation between Higher Education and the Nation State", Enschede, 7 .-9. Apil 1997 .



3. Einige Reaktionen

Diese Zahlen geben
hochschulpolitischer

in der
Seite so

i:r.,h.q.-.1,..i., Lf".L.*.{..- 
'te\ ck" i,,. A'(

Tat Anlaß zu einer gewissen Sorge. Dies wird auch von
gesehen, die mit entsprechenden Maßnahmen zu reagieren

versucht. So wurde vergangenes Jahr eine Arbeitsgruppe der Bund-Länder-Kommission
(BLK)zuebendiesemThemaderinternationa[6fiffifvitatei''g@it
dem für diese EUUgh!4e typ$_ Elan an die Arbeit ag!1e Allerdings wurden die
Beratungen alsbald wieder auf Eis gelegt, und das aus einem Grund, der für die deutsche

Situation und für das eigentlich?ü:ffihandelnde fast schon syrnpto,$qtjsch ist: Nach einer
publikumswirksamen p.:gq!@Ien, von Außenminister Kinkel und Wissenschaftsminister
Rr,iltgers, auf der Maf3nahmön-ä Behebung des Fo@l4g:tritr örg"m;J"tr,
fü[-tten sich die Liglgt - und die Ländervertreter in der genannten BlK-Arbeitsgruppe - so

bryqklqrt, daß sie dieses Ereignis als Eingri{f in ihre I-g{:*ttolgit in Sachen Hochschulpolitik
zunickwiesen und die Arbeit ein5lellten. Daß die vorgebrachten Maßnahmen keinesfalls
revolutionär waren und ilöf,*voffi, was in der BLK beraten wurde, eigentlich nicht
unterschied, spielte keine Rolle. Geächtet wurde lediglich der - vermeintliche - Eingriff in die
Kulturhoheit der Läinder und die Mißachtung des sehr sensiblen deutschen
Kulturfoderalismus. So wartet - man kann schon sagen: wieder einmal - ein drtingendes
hochschulpolitisches Problem auf seine Lösung.

Diese wahrc-- Geschichte, die fast wie eine Parodie oder Anekdote klingt,
.G' -*a

zweierlei:
t4'-

o Zum einen wird deutlich, in welchem komplexen und komplizierten System in*
Deutschland Hochschulpolitik betrieben wird - und daß d"t KüUr"gpit-rs einzelner
Läinder vielfach den erforderlichen Reformen im Hochschulbereich entgegensteht.
Hochschulpolitik ist in Deutschland Sache des ,,Landesherrn". Dafür mag es gute Grtinde
geben, und ich möchte hier nicht den Anschein erwecken, daß ich dem Zentralismus das

Wort rede. Allerdings wird der l-g$1]isrrL"s, was förderllch wäre, nicht kompetitiv,
sondern lediglich kooperativ UetriäUällffis-Sgrpramisse arrl d"* Niveau des ki&sGn
gemeinsamen Nenners oder sogar B"tr"tt"ia""grUtorLrde bedeutet. Dies ist im übrigen
auch ein Grund daflir, warum neutsffiand iuFeuropaischer Ebene in der Hochschulpolitik
kaum eine-Räääffitt. r ,NL

o Zum qnderen ist sie aufschlußreich mit Blick auf die sk des Flantgs gegenüber den
Hochschulen. Die internationale Attraktivität von Hochschulen, so scheint es, f?illt nicht
p.rimär in den e"fgubg"bo4"9]t der einzelnen Hochs:4rle, sondern muß von staatlicher
Sffihergestellt'üiläl@ werden. Die AutonoÄjffir Hochschulen b ei der Defi nition
ihres Profils - und dieses kann ja auch ein dezidiert internationales Profil sein - tritt dabei

in den Hintergrund. Dies wiederum erlaubt den Büg!!g$g]ß, daß ihre fehlende
internationale Attraktivität ebenfalls das Ergebnis staatlicher Regelungen ist. Ganz falsch
ist?iesffi;ahnffiffi: rvran denke Er frC" immens;e;ffimei betrieben wird,
um z.B. Rahmenprüfungsordnungen und Rahmenstudienordnungen festzulegen mit dem
Ziel, einegrOßtmöglichelinheitlichkeit in einem aulder Fiktion der G_-leiqh\uiltigkgit aller, 

€-*=---*- %F "*%'

HochschulenEffiFönden Systeni hEärstellen. Daß dabei inEGr Linieff(söheinbare)

dies nicht unbedingt die internationale Orientierun$ der Hoohschulen fördert, liegt auf der
Hand.

verdeutlicht
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Was jedoch unsere Hochschulen brauchen, sind nicht immer weitere staatliche
Regulierungen, Erlasse und Verordnungen, also gerade keine Prozeßsteuerung des
Hochschulbetriebs durch den Staa! der in der Vergangenheit immer wieder versucht hat, über
direkte Eingriffe in die Hochschulen die Arbeits- und Entscheidungsprozesse dort unmittelbar
festzulegen. Damit sollen akute Defizite und (offensichtliche oder angenommene)
Mißbräuche behoben werden. Unter dem Druck der staatlichen Regelungsdichte nimmt dann
die Hochschule immer stärker den Charaller einer nachgeordneten Behörde an, deren
Aufgabe sich im reibungslosen Vollzug von Verordnungen und Vorgaben erschöpft.

Ich bin der festen Überzeugung, daß die in Deutschland in bezug auf die Hochschulen
praktizierte Kombination von ex ante-Steuerung und Prozeßsteuerung durch den Staat eher
dazu beiträgt, die Probleme der Hochschulen noch zu verschärfen als sie zu lösen. Gefordert
ist nämlich nicht mehr, sondern weniger Staat, zumindest aber eine veränderte Rolle des
Staates gegenüber den Hochschuler@-Tülonomie es zu stärken gilt. Dies kann nur durch
einen Übergang von der traditionellen ex ante-Steuerung der Hochschulen zu einer
verstäirkten ex post-Steuerung geschehen, wie er in anderen (europäischen) Staaten bereits
vollzogen wird. Dieser Übergang wird auch in Deutschland zunehmend als die vorrangige
Aufgabe der Hochschulpolitik anerkannt und ist meiner Einschatzung nach auch eine
wesentliche Voraussetzung für eine Verbesserung der internationalen Kompatibilität unseres
Hochschulsystems.

4. Reformvorschläge
---#

BetrachtetmannundieVorschläge,diezurVerbesserungd".@nAttraktivitiitder
Hochschulen von verschiedenen Seiten unterbreitet werden, so stellt man bei wohlwollender
Betrachtung Bührendgs fest, bei etwas boshafter Betrachtung entbehren sie jedoch nicht eines
gewissen Zynismus. Q9*1y1fd-_egfqrdert, daß deutsche Hochschulen q!,g4elle, rlge[
qre?nisiq+e, gugguliu gla$te und *ru1-oreanllsIgä+r- und Studienangebgle ftir
auqlandischg Studierende entwickeln, ftir eine günsti&e Betrc.ugngsr-elalign sorgen und
Vorlesgngen in englischer Sprache ,4nbieten - dieses verlaindete jedenfalls vor einiger Zeit

.+'-'
rfrrt-einein gewissen Stolz und im Bewußtsein, eine Vorreiterrolle ru spielen, die nordrhein-
westfiilis che Wiss enschaftsministerin Brunn.

Was ftir die Mehrzahl der Studierenden an deutschen Hochschulen mit dem Hinweis auf die

Clglgdg ,,Y.ry$g!gng" und ,,-p-@g" des Hochschulstudiums immer
wieder mit {glsUqElz zurückgewiesen wird, näimlich struktqrrierte und straf-f organisierte
ST@uneebpt". .oll nunJFtm;Ohe Studierenae genffi ni"rttlg@. öffät"r,
gewenaet: was $'Sg_M"Szütjp: lpdigrgt-4el 3n He_-qlsqll1len {nghr lü-urybggub uk
Realität ist. z.B. eünstise Betreuunssrelationen und rasches Studium. soll nun fur_-'-:
ausländische Studierende verwirklicht werden.

Was sich somit abzeichnet, ist eine neue Variante des ,,Dualen Systems" ftir den
Hochschulbereich: Auf der einen Seite CrrienLtigt man sich stark am ggglg-?ng1kanls.qllg"
System mit seiner Modularisierung und straffen Organisation von Studienangeboten; damit
soll die Attraktivität der deutschen Hochschulen für auslandische Studierende verbessert
werden. Auf der anderen Seite sträubt sich die Politik gegen eine tle;lergleifenqe und
umfassendereStudienstrukturreform,undzwaru,&ätä.ägi''''"is-dffi"ine
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,r{4erikqlilkrylg" unseres Hochschulsystems keine anggllg_s-qgle*lglp.läy"serer Probleme----=:=-
oar$eflen Konne.

5. Exkurs: Bildung versus Ausbildung

Was sind die tieferen Ursachen für diese Halbherzigkeit und diese recht ambivalente
Haltung? Ich glaube, hier kommt ein gJundsätz!!_rhq _P"tlgqg3 zttm Ausdruck, eine
tieferliegende und l*t""tg fu@ung, die unser Hochschulsystem durchzieht, näimlich die

ff 
* nvischei-@ einirseits und andererseits. während der

Bildungsbegriff, vereinfächt gesprochen, einen Raum des tegdelAelljglalesserilorqn, auf die
Entwicklung des ganzen Menschen ausgerichteteäTfr.rdierens markiert und von daher vom
Bereich der Praxis distanziert isf ist der Begriff der Ausbildung ganz wesentlich ziel- und
zweckgerichteg d.h. auf den Erwerb von Fähigkeiten ausgerichtet, die auf ihre Anwendung
und Umsetzung in der Praxis warten. Von daher ist der Prozeß der Ausbildung einer
Strukturierung und einer Einbindung in Ausbildungsprogramme weniger verschlossen als der
Bildungsprozeß, der eine eindeutig ethische Dimension besitzt und von daher primär eine
Aufgabe des Individuums ist.

Nun ist es ftir die dzutsche Hochschul- und Bil4ungsgolitik charakteristisch, daß je nach
B-Sgg| entweder d"t @ offir nUl@ekt bemüht wird- So schlägt man sich
gern auf die Seite der Bildung, wenn es z.B. um die (zumeist in ihrer Tendenz abwertende)
Beurteilung angeblich verschulter HochsffiT5y51"-. 

"nderer 
Länder - insbesondere der USA

--.---5 
4- =,'+,,:*+-- geht, denen gern das .$s Hurnlgldtjglt3_Ideal des Slxlipreqs ,,in E11g!-Qit und

Freiheit" oder das Versttindnis der Universität als ,,Gelehrtenrepublik" entgegengehalten€
wird. Andererseits betont man immer dann di" A,,5Q!!furut!., wenn ,,9i!4-rg" zu
Mißständen wie lange.4 Stq4reg4rte!, O4ggglryggqlgbgit in unstrukturierien-Studien-
g@-!. führt. Dann hätte -* i. g.-ffi"oo U"lversitaten stäirker ihre Funktion als

Einrichtungen der B.rußg5bilq"".g und -yerbsrcrtrtug w@r4lte-g würden; und dann flihlt
sich auch die \4inisqerialbüpkratfe, be1trfen, an den Hochschulen nach dem rechten zu sehen

und diese im .Rahmen der bereits erwfinten Prozeßsteuerung einer Fülle von DeJpil-
regelungen zu uäterwerfen.
'l:@

Ich erlaube mir diese Ausftihrungen deswegen, weil meiner Einschätzung nach in der latqnten

.Sp*nYgg- zwischen P1llsg "na 
eJgb{dulg auch 

-e]gsi 
der ursachen für ai" weifffi"b

- ttt,4, d.. r*äit Hochschulsystemen in-ü-d&än
Ländern zu suchen ist. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der Hinweis auf die
Hochschulpolitik der eurqparscHet_U.uiqn, der ein {4dtgler ,qryUdulE*egq$ zugrunde
liegt. Sowohl im Vertrag von.Rom als auch jüngst wieder im Maastricht-Vertrag_ wird
Hochschulaushildung eindeutig ffigg!+ß""tb"qt""g definiert: ffiihöhuletr- oäiirritteltt
diejenigen Fähigkeiten, die zur späteren Berufsausübung erforderlich sind. Man mag dies
durchaus kritisch beurteilen. Eines wird jedoch deutlich, nämlich die Notwendigkeit, den in
Deutschland 3le11!h-i" gg!€99 Bildunesbegrlff \111ryh - und zwar auch mit Blick auf seine

,,Europatauglichkeit" - zu hinterfragen.

Rahmen
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6. Für eine ganzheitliche Reform unseres Hochschulsystems

Nun aber anrick zt den derzeit in die hochschulpolitische Diskussion eingebrachten
Reformvorschlägen. Vor dem Hintergrund meiner bisherigen Ausfiihrungen ist es durchaus
fraglich, ob diese Vorschläge wirklich etwas dazu beitragen können, das angestrebte Ziel nt
erreichen. Denn ich bin letztlich skeptisch, ob die Schaffung von ,,Inseln der Gluckseligkeit"
innerhalb eines Systems, das von manchen - ich gehöre nicht daan - gern als ,,im Kern
verrottet" bezeichnet wird, zur allgemeinen Attraktivität unserer Hochschulen etwas beitragen
kann. Zudem sind diese Reformvorschläge eher Ausdruck ftir ein tiefer liegendes Problem
unserer Hochschulpolitik, nämlich fiir das allseitige Kurieren an Symptomen als Ersatz ftir
eine ganzheitliche Reform. '! .---

Eine derartige Reform ist jedoch erforderlich, damit unsere Hochschulen im internationalen
Wettbewerb der Bildungssysteme bestehen können. Dieses erfordert jedoch einen
Paradigmenwecbq.el in der Hochschulpolitik, von dem nicht nur das Verhaltnis zwischen Staat

. ---:# .-..-.

,ind -Fl*-hlghgl"r, die Liitungi.: ""ä O. .eqnisati,Allltruktul"n 
'der 

Jlochschuleq-ffi
Studienstruktur und -organisatiön sowie die institutione[e Differenzieru4g des Hoch-
schulsystems betroffen sind, sondern der auch neuö Leitbilder ftir die Hochschulen notwendig
macht. Dieses bedeutet, daß die in der Vergangenheit gultigen Vorstellungen davon, was
Hochschule eigentlich ist, revidiert werden müssen. Lassen Sie mich die wesentlichen
Elemente dieses Leitbildes der Hochschule der Zul<snft skizzieren.

7. Ein neues Leitbild für die Hochschule der Zukunft

Die Hochschule der Zukunft ist autonom, profiliert, wettbewerblich, wissenscharthch und
wirtschaftlich. Zu den Merkmalen im einzelnen:

7.1 Autonomie ,"r,Ä'l' l,",,,.lt 1\.-'i. 
-,-,.t.'. il' , 'l , +: t": t; 

rt...i *r,.hu (j('.'r,',r-iu , {-'ut it/,rr. ITral ,'{^
Autonomie hat eine individuelle und eine korpörative Komponente. Sie benihrt sowohl
internen Beziehungen in der Hochschule, als auch das Verhältnis Hochschule - Staat.
individuelle Autonomie ist jedoch teilweise bis zum Mißbrauch ausgeweitet, während
korporative Autonomie der Hochschule durch den Staat weitestgehend ausgehöhlt wurde.

/*.1, .., , ,(.",,{u

die
Die
die

Unstrittig ist, daß Wissenschaft Kreativität benötigt und diese sich nur im individuellen Raum
frei von eingrenzenden Regeln entfalten kann. Das setzt eine große Freiheit des einzelnen
Wissenschaftlers voraus. Aus einer teilweisen Überbetonung der individuellen
Wissenschaftsfreiheit resultieren allerdings die allseits beklagten Deftzite in der
Studienorganisation hinsichtlich nicht abgestimmter Lehrveranstaltungen, Pnifungstermine,
inhaltlichen Überschneidungen oder Leerfeldern usw. Dies gilt in gleicher Weise für die
Forschung, die so hochspezialisiert ist, daß sie kaum noch die ganzheitlichen,
interdisziplinären Prob leme der Ges ells chaft b eantworten kann.

Die Freiheit von Forschung und Lehre muß wieder stäirker begriffen werden als die Freiheit
der Hochschule oder des Fachbereichs insgesamt gegenüber dem Staat, Studiengänge und
Forschungsprogramme zu gestalten. Daat bedarf es zrveifellos auch individueller Freiräume,
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allerdings unter Bezug auf gemeinsame Zielsetrungen und eine gemeinsam getragene
institutionelle Verantwortung. Es muß also wieder zu einem ausgewogenen Verhältnis
zwischen individueller und korporativer Autonomie kommen. Der akademische
Individualismus wird zugunsten einer Einbindung in korporative Zielsetanngen
zunickgenommen werden müssen. 

a

Dies allein reicht jedoch nicht aus. Daher ist bei einer wirklich autonomen Hochschule auch
die Rolle des Staates neu al definieren. Im Gegensatz nn derzeitigen Prozeßsteuerung durch
den Staat konzentriert sich im Modell der autonomen Hochschule die Rolle des Staates
darauf,

o die Wissenschaftsfreiheit zu sichern,
o die Universitäten mit Mitteln auszustatten,
o Schwerpunkte im Rahmen von Zielvereinbarungen mit den Universitäten nt setzen,
o als Anwalt für bestimmte Gruppen zu fungieren.

Wenn man Zie|vereinbarungen von zwei gleichberechtigten Partnern wünscht, dann müssen
allerdings dte Ziele der Universitäten ebenso transparent gemacht werden wie die Leistungen.
Die autonome Hochschule hat daher einmal die Aufgabe,

o Prozesse der Zielbildung, also Strategien nt entwickeln, und zum anderen
. der Rechenschaftspflichtigkeit gegenüber der Gesellschaft nachzukommen.

Im Hinblick auf die Zielblldung haben die Hochschulen allerdings verständlicherweise
Probleme, insbesondere, weil thre Ziele sehr heterogen, teilweise diffus, in der Regel wenig
operational sind.s Das bedeutet fur die Hochschulen den Aufbau von
Willensbildungsstrukturen, die die "Anarchie organisieren"6. Im Hinblick auf die
Rechenschaftspflichtigkeit mussen die Hochschulen Berichtssysteme aufbauen, die sowohl
die Ressourcen wie die Leistungen abbilden.

. - --":*-1;:"*- l*"-\T.2Wissenschaj$liehKeit r tJ l-
.'{:'tt Lc "-l 

t'*/ 
, )' 

\('\

Wennichjetztz,J@rsitritkomme,dannistundbleibtdieForderung,
daß die Universität wissenschaftsdominiert sein muß. Dies ist eine Hochschule, die sich an
den Prinzipien der wissenschaftlichen Exzellenz und Leistungsftihigkeit orientiert und in der
nicht die Bürokraten oder die Politiker die Verantwortung flir Forschung und Lehre haben.
Die wissenschaftliche Hochschule berücksichtigt unterschiedliche individuelle Interessen,
insbesondere und nichl nletzt der Studierenden und des Mittelbaus.

i:!.-'r.L.-1"-r. &i,rr rs( ll
ti. c r-1,Q.'r, a,e,d('(.., tr{ ,..,r{.'c r 5e . /,1 , r r|i (.-., L-'* I {--,,

a van Vught bezeichnet das als "academic individualism which brings along a disinterest in the welfare of the
broader organisation"; vgl. van Vught, Frans: Management for Quality, Paper presented at the CRE 10th
General Ailrual Assembly, Budapest, 31. August - 3. September 1994.t VgL Müller-Böling, Detlef: Leistungsbemessung - Leistungstransparenz - Leistungsfolgen. Von der
Gelehrtemepublik zum Diensfleistungsunternehmen? in: Hochschulen im Wettbewerb, Jahrewersammlung
1994 der Hochschulrektorenkonferenz, Anqprachen und Diskussionen, Halle, 5. - 7. Mai 1994, Dokumente zur
Hochschulreform96/1994, S. 49 - 63.
u Vgl. Cohen, M. D.; March, J.G.: Leadership and Ambiguity, Boston 1974.

L,,)' 1,.'*'l ('*,,1t''{'l /rt,.(.,"... 'i \.<[.r'",
ä.r*t"- t-{', t)1,, l*-r,1,r,,.(l*,,, ., +-t 'ä // L + ( < - ) t'i'''"-
,T'i- f, ,{*, l. ,. 2;r ll*.r.1. . fi{ J '"Ji. {,-,, , r,.., (6--,-..;;
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Damit stellt sich aber die Frage, wie diese Interessen in der Hochschule angemessen
berücksichtigt werden können. Meiner Einschätzung nach hat die Gruppenuniversität die in
sie gesetzten Erwartungen nicht erfrillt und ist als Konzept gescheitert. Sie hat nie thr Ziel
erreicht, den wohlbegründeten Interessen der Studierenden und des Mittelbaus nrm
Durchbruch zu verhelfen. Sofern man dem Bild folgt, daß die Universität zu einem
wesentlichen Teil auch Ausbildungsinstitution ist, dann kann Universität nicht mehr als Ort
der Interessensgegensätze verstanden werden, die in einem demokratischen Prozeß
ausgefochten werden müssen. Vielmehr müssen sich alle Mitglieder der Universität auf
gemeinsameZiele ausrichten. Die Organisationsstruktur hat dieses zu untershitzen.

Damit sie das kann, muß sie sehr flexibel und eher an den Prozessen als an einer
Aufbaustruktur orientiert werden. Gesucht wird demnach eine Organisationsstruktur, die es

erlaubt, die innovativen Potentiale anr gemeinsamen Entfaltung zr bringen und auf sich
ver?indernde gesellschaftliche Verhältnisse nt reagieren. Hierzu ist es nicht sinnvoll, ein
allgemeingültiges Modell am grünen Tisch ^t entwerfen. Vielmehr sollte es

hochschulbezogen in Organisationsentwicklungsprozessen erarbeitet werden.

Dabei lautet der wichtigste Grundsatz: Dezentrale Verantwortung bei zentraler Konzeption
mit organisierter Absprache. Dezentrale Verantwortung bedeutet, daß die Leistungs- und
Ergebnisverantwortung in den dezentralen Einheiten (Lehrstuhl, Instituf Fachbereich) liegen
müssen. Allerdings sind diese einzubinden in eine jeweils übergeordnete Konzeption (beim
Lehrstuhl in das Institut, beim Institut in den Fachbereich, beim Fachbereich in die
Universitat) sowie in eine strategische Gesamtplanung der Hochschule. Zielbestimmung und
Leistungsbewertung müssen in einer organisierten Absprache zwischen Lehrstuhl und
Fachbereich einerseits und zwischen Fachbereich und Universität, also Rektor, andererseits
erfolgen.

Ich sehe daher in Zielvereinbarungen zwischen den unterschiedlichen Ebenen der Universität
bis hin zum Staat bntt. nr Gesellschaft, die durch einen Hochschulrat repräsentiert werden
kann, die universitätsadäquate Organisationsstruktur. Sie ist in der Lage, von unten her die
Ziele an definieren, die dann allerdings gegengezeichnet werden müssen, sofern gemeinsame
Interessen oder Ressourcen betroffen sind.

Zur wissenschaftlichen Universität der Zukunft gehört aber auch ein neues Verhältnis von
Forschung und Lehre. Die unreflektierte Forderung nach der Einheit von Forschung und
Lehre trägt nicht ftir die Universität der Zukunft. Das Prinzip, das ich grundsätzlich für
notwendig halte, ist in der zuki.inftigen Hochschullandschaft zu differenzieren, beispielsweise
nach Lebensstufen der Wissenschaftler, Ausbildungsstufen der Studierenden und nach Art des

Studiengangs. Dabei ist auch nt fragen, in welchem Maße sich das Prinzip der Einheit von
Forschung und Lehre zwingend in der Person eines jeden Hochschullehrers zu realisieren
hat - oder ob nicht der Fachbereich deutlicher als sein eigentlicher Bezugspunkt in
Erscheinung treten muß.

7.3 Wettbewerblichkeit

Wenn ich nun auf die Eigenschaft der Wettbewerblichkeit der krinftigen Hochschule zu
sprechen komme, dann ist zuerst einmal festzustellen: Wettbewerb ist zum Zauberwort flir
alle Reformer in Deutschland geworden. Zunehmend habe ich aber Zweifel, ob alle, die das
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Wort in den Mund nehmen, wissen, was es bedeutef oder ob sie den Weffbewerb wirklich
wollen. Zunächst aber ist festzuhalten: Während in der Forschung und um qualifiziertes
Personal ein Wettbewerb zwischen den Universitäten herrscht, ist in der Lehre jeder
Wettbewerb ausgeschlossen. Die staatlich organisierten Kartelle zur Normierung von Lehr-
und Studienangeboten habe ich bereits angesprochen. Aber auch der Hochschul^rgang bietet
in der Mehrzahl der Studiengänge keine Wahlmöglichkeit, vielmehr werden Studierwillige
nach sozialen Kriterien von der ZYS einzelnen Universitäten zugewiesen. Dabei wird von der
in Deutschland traditionellen Fiktion ausgegangen, daß jeder Abiturient bei gleicher Note ftir
jedes Fach gleich geeignet ist. Grundlegend ist daniber hinaus noch eine weitere Fiktion,
nämlich daß alle Universitäten gleiche Qualitat bieten. Mit einer Studentenzuweisung sind
demnach auch keine "Marktbelohnungen" in Form von Geldmitteln verbunden. Letztlich gibt
es auch keine Transparenz hinsichtlich möglicher Unterschiede zwischen Studiengängen an
verschiedenen Universitäten. Die Frage ist also: Wo soll bei der Lehre mit dem so
vi elb eschworenen Wettb ewerb angesetzt werden?

EinreinerKosteryws1!!fo'wg1|odergarnureinS.Wreichtnichtaus.Die
Universitaiäffim-.tt dann bei ihren Studi""gägen;;;g-$Tith gl"i"h"r Qualitat und
konkurrieren nur darum, wer den Diplom-Kaufmgueam-kostengpnstigsten oder am ktirzesten
produziert. Was wir brauchen, ist vielmehr eirtlProduWwettbewerb, in dem die Universitäten
um die Studierenden konkurrieren, offen idd Tansparent. mit Studiengängen von
unterschiedlicher Art und unterschiedlicher Qualitat. Zwischen Produkten, die gleich sind,
kann es keinen Wettbewerb geben. Gefordert ist daher eine stärkere Differenzierung der
Studienangebote. 'lf,r.-".5r) -) t {L{

J ,t.:-, 4.{ {r, l, L, r j s r. .1 { 1 lkr, /, r. 1,., I 'a.. ,i .

Ohne einen Wettbewerb um Abiturienten wird es keinen*lbisiungssteigernden Wettbewefb in)
der Lehre geben. Universitäten müssen daher ebenso wie die Studierenden eine
Wahlmöglichkeit haben. Dabei weist die freie Auswahl der Studierenden im Hinblick auf ihre
Universität sowie die Auswahl der Studierenden durch die Universität als grundlegendes
Ordnungsprinzip gegenüber dem gegenwärtigen Zustand eine Reihe von Vorteilen auf. Die
Universitäten sind in der Lage, Profile zu bilden; die Studierenden können sich ihren
spezifischen Interessen und Fähigkeiten entsprechend qualifizieren. Plp_Stu{lgrendeq- t{gte.n

als Nachfrager auf. Voraussetzung hierftir ist allerdings eine Neuordnung des

tlocnscnulzugangs.

7.4 Profilbildung

Der Wettbewerb darf sich aber nicht nur auf die Eingangsseite beschränken, sondern muß
sich auch auf die Abgangsseite der Universität beziehen. Es geht auch um einen Wettbewerb
der Arbeitsplätze frir Absolventen. Entscheidend ist dabei aber, daß die einzelnen
Hochschulen mit identifizierbaren Profilen in Erscheinung treten und sich und ihre
Absolventen erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt plazieren. Beim Bild der profilierten
Hochschule heißt es daher Abschied nehmen von der Fiktion der Einheitlichkeit und

täten. Das.bed

Was wir in Zukunft brauchen, sind vielfaltig differenzierte Leitbilder für unterschiedlichste
berufliche Karrieren, die - wie bereits angedeutet - auf wissenschaftlichem know how,
methodischem Grundverständnis und lebenslangem Lernen aufbauen. Dem wird weder die

/'1in.r* -
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Fiktion von der Gleichwertigkeit aller Hochschulen noch die einfache formale
Differenzierung in universitäts- und Fachhochschulstudiengänge gerecht.

Wir müssen daher innerhalb der beiden Hochschultypen sowie innerhalb der Studiengäinge
zwischen den einzelnen Hochschulorten stärker differenzieren. Hierzu gehort auch, daß
Studienangebote besser auf die berufliche und familiäre Situation vieler Studierender
abgestimmt werden. Das Vollzeitstudium kann daher nicht mehr den einzigen Weg der
Hochschulausbildung darstellen. Vielmehr zeiE die große Zahl der faktischen
Teilzeitstudierenden bereits jetzt, daß eine große Nachfrage nach Alternativen zum
Vollzeitstudium besteht. Hierauf müssen die Universitäten ebenso reagieren wie auf die in
Zukunft ztr erwartende stärkere Nachfrage nach Weiterbildungsangeboten auf
wissenschaftlicher Grundlage. Dabei wird es auch darauf ankommen, duale Studienelemente
auszubauen und die beiden Lern- und Studienorte Hochschule und Betrieb enger miteinander
an verzahnen als dies derzeit noch der Fall ist.

Dieses alles igtje4och von ein-em staattry!:glp&$n oder auch nu_rstaad_ich koordinierten
Verfahren, wie wir es augenblicklich haben, niclt zu leisten. Wai *ii-b;auöffi, sind
iT&E3Ehulen mit Profile4- unterschied.ljEher horizontaler und verlikaler Qualitat. Dies
bedeutet: Die Fffilarrtrg nilß==""T-.ti"ont - nirntunfT' .in anderys
hochschulspezifisches Angebot erfolgen; sie darf aber auch den vert_ikalen Qualitätsvergleich
l"

Profilierung wird aber nur dann wettbewerblich wirken, wenn sie transparent wird. Hier sind
wir wieder bei der Zielformulierung einerseits und der Berichtspflichtigkeit andererseits. Die
Transparenz wird einerseits hergestellt durch eher qualitativ orientierte Evaluationen, zum
anderen durch mehr quantitativ orientierte bundesweite Gegenüberstellungen, die
Betriebsvergleichen in der Wirtschaft oder Rankings in den USA oder in Großbritannien
entsprechen.

Damit komme ich zu dem Punkt, der uns im Rahmen dieser Veranstaltung besonders
beschäftigt und der im Zusammenhang mit der Profilbildung von Hochschulen von
Bedeutung ist: Die Universität der Zukunft muß so international sein wie das ,,Geschäff', das
sie betreibt, nämlich Wissenschaft und Forschung, und das gesellschaftliche sowie
wirtschaftliche Umfeld, in dem sie steht. Künftige Universitätsstrukturen und -profile müssen
daher in einem stärkeren Maße international kompatibel gestaltet werden. Dies gilt ftir das
grundständige Studium ebenso wie für die nachfolgenden Stufen der wissenschaftlichen
Weiterqualifizierung. Die Internationalisierung der Universitäten und ihrer Studienangebote
ist im Zuge der Globalisierung von Wissenschaft und Wirtschaft keine Aufgabe unter
anderen, sondern eine strukturelle Notwendigkeit, die wir nicht ignorieren können.

Lassen Sie mich lsrz skizzieren, worum es dabei geht: q_qg&$lg!!gg1 und -Eggb-g9
können nicht mehr allein in einem ngltgqdgnlq4ext egÄillen werden. Vielmehr wird ihre
internationale Kompatibilität über den ktinftigen Erfolg eines Bildungssystems entscheiden.
Wesentlicher Bestandteil einer flexibleren und international kompatiblen Studienstruktur ist
der Übergang von der Vorstellung eines Studiums als Studiengarg hin zu einer modularen
AuJbereitung von Studieneinheiten. Dieses erfordert auch eine Lernkontrolle von Studien-
einheiten im Rahmen eines Credit-Point-Systems. An Universitäten ist daruber hinaus eine
deutlichere Unterscheidung zwischen einem berufsbefcihigenden, aber nicht auf
Berufsfertigkeit zielenden Studium auf wissenschaftlicher Grundlage einerseits und einem der

7t, {" l' ". , 'L
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wissenschaftlichen Weiterqualifizierung dienenden, in strukturierte Lehrangebote
eingebundenen Grqduiertenstudium /ilr Dohoranden andererseits erforderlich. Zugelassen
werden sollten meiner Auffassung nach auch Kurzstudien nach dem anglo-amerikanischen
Vorbild der ,,undergraduate studies" (,,Bachelor's degree"), die unter wettbewerblichen Be-
dingungen erprobt werden sollten.

T.SWirtschaftlichkeit / t! \ ./ / )
ä'-. .' r,,, (, ( -{. L -) :''-l*'' y' -'' - a., ' /

Die Enrwickrung a., n#,iftii$,,r"\'',{.;.1"u;i ;rüti:h' ;;;i tFf,fni,ä- {#'.;;f''"r,,. ,.,,,,.
wirtschaftlich arbeitende Hochschule, wobei die staatliche Grundalimentierung nicht in Frage
gestellt ist. Die überwiegende staatliche Finanzierung hat sie im übrigen auch beispielsweise
mit dem amerikanischen Hochschulsystem gemein, in dem z\Nar nur 45oÄ der Institutionen
staatliche Einrichtungen sind, diese aber 80oÄ aller Studenten ausbilden. Daniber hinaus
werden dort auch die privaten Einrichtungel zLr einem großen Teil öffentlich finanziert. Die
öffentliche Finanzierung schließt private Trägerschaften nicht aus, wie wir sie in Deutschland
ja auch von Kindergärten und teilweise Schulen kennen.

Wirtschaftlichkeit heißt Optimierung der Zweck-Mittel-Rel ation7 . Zu der Input-Betrachtung,
die bisheriges (Haushalts-)Verhalten prägt, muß daher eine Beurteilung des Outputs im Sinne
einer individuellen und gesellschaftlichen Bewerhrng der Leistung treten. Wir kommen nicht
umhin, die Kosten in Relation zur Leistung zu sehen. Dazu brauchen wir die Entwicklung
eines Kostenbewußtseins.

Die wirtschaftliche Universität wird alles hinterfragen müssen, etwa die Kosten der eigenen
Verwaltung und Dienstleistungen, von der Vervielftiltigung über die Werkstätten bis zu
Transfer- oder Pressestellen, und zwar im Hinblick darauf, ob dies nicht auch kostengünstiger
eingekauft werden kann (Outsourcing); oder die Kosten von Selbstverwaltungsprozessen im
Hinblick auf den Nutzen der höher qualifizierten oder besser akzeptierten Entscheidungen.
Kostentransparenz und Kostenverantwortung auf der Basis einer betriebswirtschaftlichen
Kostenrechnung ist daftir Voraussetzung.

Vieles muß an der Struktur, der Führung, den Anreizmechanismen, an den Wertvorstellungen
und Habitualisierungen in der Universität verändert werden. Aber auch wenn wir dieses alles
getan haben, bleibt die Tatsache, daß wir mit der augenblicklichen Unterfinanzierung der
Hochschulen nicht international konkurrenzf?ihig sind. Dabei kommt es nicht nur auf einen
wettbewerblich wirksamen Einsatz der Ressourcen, sondern auch auf die Erschließung neuer
Finanzquellen an.

Die völlige frnanzielle Abh2ingigkeit vom Staat ermöglicht den Hochschulen bei einer
Unterfinanzierung, wie sie in Deutschland seit Jahren besteht, nur den Gang an die
Klagemauer. Andere Handlungsmöglichkeiten haben sie nicht. Das muß überwunden werden.
Die Einnahmenseite der Universität sollte daher bestehen aus:

. globalen Zuweisungen des Staates, die sich an Aufgabenkriterien wie Anzahl der
Studenten, Anzahl des wissenschaftlichen Personals, Einzugsgebiet in der Region,

' Ygl. Fircks, Wolf-Dietrich von: Durch neues Finanzierungsmodell zu Tranqparenz, Effizienz und
selbstverantwortlicher Steuenrngsmöglichkeit im Hochschulbereich, in: HlS-Kurzinformation A f 3/93, S. lf.



t2

zum anderen an Leistungskriterien wie Anzahl von Abschlußprüfungen,
eingeworbenen Drittmiueln und schließlich an Innovationsvorhaben orientieren,
Driumitteln im Bereich der Forschung, bezogen auf die Forschung und Entwicklung
einerseits wie auch die Verwertung von Forschungsergebnissen andererseits (patente,
Gebrauchsmuster etc.),
Gebühren für gesellschaftliche Dienstleistungen von der Vermietung von Räumen
über die Weiterbildung bis hin n Laborleistungen,

. Spenden,Stiftungen,Sponsoring,

. Beiträge von Studierenden zur Hochschulfrnanzierung, die sozialverträglich und
unbürokratisch gestaltet werden müssen. Vorbildcharakter hat dabei das Australische
Modell der Studienfinanzierung. 8

8. Abschluß

Die Profilelemente outonom, wissenschaftlich, wettbewerblich, profiliert vnd wirtschaftlich
umreißen das Bild der Hochschule des nächsten Jahrhunderts. Sie bieten Anhaltspunkte daftir,
daß unser bisheriges Qualitatssicherungssystem nicht mehr ausreicht und durch neue
Mechanismen ersetzt werden muß. Insbesondere ist es ein ganzheitliches Modell, das im
einzelnen sicherlich noch weiter ausgefüllt werden muß. Insgesamt ermöglicht es aber
aufeinander bezogene Maßnahmen an Weiterentwicklung des deutschen Hochschulsystems.
Damit überwindet es den derzeitigen Aktionismus in der Hochschulpolitik, der lediglich an
Einzelsymptomen ansetzt und gibt Anlaß zur Hoffnung, daß die Zukunftsfähigkeit der
Hochschulen gesichert werden kann.
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t Vgl. z. B. Müller-Böling, Detlef, Andreas Barz und Klaus Neuvians: Die jängste Entwickhrng des
Australischen Hochschulsystems, in: Wissenschaftsmanagement, l. Jg. 1995, S. 145 - 148, und Müller-Böling,
Detlef: Deutscher Studienfonds zm Qualitritssicherung der Hochschulen. Argumente ftir und wider einen
Beitrag der Studierenden an der Finanzienmg des Hochschulsystems, Arbeitqpapier Nr. 8 des CIIE Centrum
für Hochschulentwicklung, Oktober I 995.


